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Richtlinie fir Zuwendungen zu MaBRnahmen der WalderschlieBung
im Rahmen eines forstlichen Forderprogramms
(FORSTWEGR 2016)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

vom 2. Dezember 2020, Az. F2-7752.3-1/231

Die Richtlinie regelt die staatliche finanzielle Unterstiitzung zum Aufbau und Erhalt von bedarfsgerechter
forstlicher Infrastruktur, die im Interesse der Allgemeinheit erfolgt. 2Grundlagen dieser Richtlinie sind

— derin Ausfiihrung des Gesetzes uber die Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur und
des Kustenschutzes® (GAK-Gesetz — GAKG) erlassene Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe
.verbesserung der Agrarstruktur und des Kistenschutzes® in der jeweils guiltigen Fassung,

— die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 Uber die Anwendung der
Artikel 107 und 108 des Vertrags uber die Arbeitsweise der Europaischen Union auf
De-minimis-Beihilfen,

— das Gesetz zu dem Ubereinkommen vom 7. November 1991 zum Schutz der Alpen (Alpenkonvention),
— die Art. 1, 2, 14, 20, 22 und 28 des Bayerischen Waldgesetzes (BayWaldG) und
— die Verordnung Uber das Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP).

3Die Forderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen der verfligbaren Haushaltsmittel. 4Die Férdermittel
sind Zuwendungen im Sinne der Art. 23 und 44 der Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO). °Es gelten
deshalb die Verwaltungsvorschriften (VV) zu diesen Artikeln und die jeweils anzuwendenden Allgemeinen
Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur Projektférderung (ANBest-P) und der Allgemeinen
Nebenbestimmungen zur Projektférderung an kommunale Kdrperschaften (ANBest-K), soweit im
Zuwendungsbescheid und in dieser Richtlinie nicht etwas anderes bestimmt ist. $Weitergehende
Bestimmungen, die die Zuwendungsempfangerin oder den Zuwendungsempfanger zur Anwendung von
Vergabevorschriften verpflichten (z. B. §§ 97 ff. des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen

— GWB —in Verbindung mit der Vergabeverordnung — VgV — bzw. der Sektorenverordnung — SektVO)
bleiben unberihrt. “Soweit kommunale Kdrperschaften als Trager von gemeinschaftlichen Malinahmen fiir
private Waldbesitzerinnen und Waldbesitzer auftreten und der tiberwiegende Teil der ErschlieBungsflache
Privatwald ist (> 50 %), sind abweichend von Nr. 3.1 der ANBest-K die Vergabebestimmungen ab einem
Gesamtbetrag der Zuwendung von Uber 100 000 € anzuwenden. 8Anderenfalls ist eine Preiserkundung unter
Einholung von mindestens drei Vergleichsangeboten durchzufiihren und zu dokumentieren. °Die in den
Allgemeinen Nebenbestimmungen genannten Prifrechte stehen im Fall einer Kofinanzierung mit
Bundesmitteln auch den Organen des Bundes zu.

1. Zweck der Zuwendung

'Eine bedarfsgerechte forstliche Infrastruktur ist Voraussetzung fiir die Pflege und nachhaltige,
moglichst naturnahe Nutzung der Walder. 2Sie dient einer gesicherten Versorgung mit dem
Rohstoff Holz und unterstiitzt die Diversifizierung der Wirtschaft im landlichen Raum. 3Darliber
hinaus erfiillt sie Gemeinwohlfunktionen, insbesondere die Steigerung des Freizeit- und
Erholungswertes und die Erhéhung der Verkehrssicherheit im landlichen Raum. #Die Projekte
ermoglichen die Sicherung der Schutzfunktionen der Walder, die Pravention, Bekampfung und
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Bewaltigung von auergewodhnlichen Naturereignissen, Katastrophen und Waldbrédnden sowie
die zielgemaRe Bewirtschaftung besonders erhaltenswerter historischer Betriebsformen. SGerade
auch der Klimawandel mit seinen vielféltigen biotischen und abiotischen Auswirkungen auf die
Walder macht eine ausreichende WalderschlieBung fur die Durchfiihrung notwendiger
WaldschutzmalRnahmen und den Aufbau zukunftsfahiger Waldbestéande tber Umbau bzw.
Wiederaufforstungen unabdingbar. 6Bei der Gewahrung der Mittel kdnnen forstpolitische
Forderschwerpunkte gebildet werden. "Als solche gelten insbesondere MaRnahmen zur
Beseitigung oder Verhinderung von Schadereignissen und Folgeschaden. 8Dazu kann das
Staatsministerium fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten (StMELF) Férdersatze reduzieren
oder FordermalRnahmen aussetzen.

Gegenstand der Férderung
Foérderfahige MalRnahmen
Neu- und Ausbau von forstlicher Infrastruktur

Im Rahmen des Neu- sowie des Ausbaus von forstlicher Infrastruktur, die bisher nicht oder nicht
mehr den verbindlich eingefiihrten Baustandards und Regelquerschnitten des StMELF entspricht,
werden gefdrdert:

Schwerlastbefahrbare Forstwege und damit unmittelbar zusammenhangende
schwerlastbefahrbare Zufahrtswege.

Schwerlastbefahrbare separate Zufahrtswege (auf3erhalb von Erschlielungsgebieten) zur
Anbindung von Waldgebieten an das 6ffentliche Straflen- und Wegenetz zur Holzabfuhr auch
Uber nicht forstwirtschaftlich genutzte Flachen.

'Der separate Bau bzw. die Herstellung von

— Anlagen (z. B. Lagerstreifen, Wendemaoglichkeiten in Form von Wendeplatten oder
Wendehammern, Rickewegeanschlisse, Boschungssicherungen, Durchlasse,
Wasserrlickhalteeinrichtungen, Furten),

— Feucht- und Trockenbiotopen, Trockenmauern usw. (unmittelbar die forstliche Infrastruktur
nach Nr. 2.1 erganzend),

— Bauwerken (z. B. Briicken, Stutzmauern, Stitzkonstruktionen) sowie
— Zubehdr (z. B. Schutzplanken, Beschilderung, Informationstafeln) und Holzlagerplatzen.

2An bereits bestehenden schwerlastbefahrbaren Forstwegen oder schwerlastbefahrbaren
Zufahrtswegen (Holzlagerplatze kénnen auch auRerhalb des Waldes an schwerlastbefahrbaren
Wegen angelegt werden, soweit sie einem WalderschlieRungsgebiet zugeordnet werden
kénnen).

Naturfeste und befestigte Riickewege mit festgelegtem ErschlieBungsgebiet.
Grundinstandsetzung forstlicher Infrastruktur

'Im Rahmen der Grundinstandsetzung forstlicher Infrastruktur werden die folgenden MaRnahmen
gefordert. 2Ausgenommen hiervon sind periodisch wiederkehrende Manahmen zur Wegepflege
und -unterhaltung aufgrund normalen Verschleiles (z. B. Einsatz von Geraten zur Unterhaltung
einschlieRlich Graben- und Durchlassreinigung):

"MaRnahmen an forstlicher Infrastruktur, die vor einem Schadereignis den verbindlich
eingefiihrten Baustandards und Regelquerschnitten des StMELF entsprochen hat. 2Darunter
fallen unmittelbare Schaden an Wegen, deren Anlagen, Bauwerken, Zubehoér und
Holzlagerplatzen durch geologische oder meteorologische Ereignisse sowie mittelbare Schaden
an Wegen, deren Anlagen, Bauwerken, Zubehdr und Holzlagerplatzen durch geologische oder
meteorologische Ereignisse sowie durch biotische oder abiotische Waldschaden.

MaRnahmen zur Erneuerung oder Ertlichtigung von Anlagen oder Bauwerken, die an Wegen
liegen, die den verbindlich eingeflihrten Baustandards und Regelquerschnitten des StMELF
entsprechen und trotz ordnungsgemafer Pflege abgenutzt oder technisch gealtert sind.
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Mafnahmen der Wasserfuhrung (Entwasserungseinrichtungen) zur Erosionsverminderung und
zum vorbeugenden Hochwasserschutz an Wegen und deren Umfeld sowie punktuelle
MaRnahmen zur Erhéhung der Verkehrssicherheit, wenn die betreffenden Wege nach
Durchfuhrung der Mallnahmen den verbindlich eingefiihrten Baustandards und
Regelquerschnitten fir Neubauvorhaben nach der giltigen Richtlinie des StMELF entsprechen.

'Im Zusammenhang mit den Nrn. 2.1.1 und 2.1.2 stehende notwendige Maftnhahmen und
Leistungen (Veranlassungsprinzip) werden geférdert, soweit diese zur Erreichung des
Zuwendungszwecks sachlich notwendig und unmittelbar erforderlich sind. 2MaRnahmen der
Landschaftspflege, des vorbeugenden Hochwasserschutzes, des Naturschutzes und der
Waldbrandvorsorge gelten als Bestandteil der forstlichen Infrastrukturmafinahmen.

Nicht forderfahige MaRnahmen

Folgende MaRnahmen kdnnen unbeachtlich Nr. 2.1 nicht geférdert werden:

Trassenaufhiebe, soweit es sich um verwertbares Material handelt,

grundsatzlich Wege oder Wegeteile mit Befestigungen aus Asphalt, Beton oder
Pflasterdecken, ausgenommen hiervon sind Anschliisse an das 6ffentliche Straflen- und
Wegenetz aufgrund behdérdlicher Vorgaben oder Sondergenehmigungen sowie sonstige
untergeordnete Wegeteile, die aus rechtlichen oder bautechnischen Griinden besonders
befestigt werden missen (z. B. Furten),

forstliche Infrastruktur mit Baustoffen, die fir den vorgesehenen Verwendungszweck
ungeeignet oder nach dieser Richtlinie nicht zugelassen sind,

forstliche Infrastruktur, die gegen 6ffentlich-rechtliche Vorschriften verstdRt, insbesondere
nicht den Vorgaben des Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 BayWaldG entspricht,

Vorhaben, die eine Geogefahr ausldsen oder eine bestehende Geogefahr verstarken,

forstliche Infrastruktur, die nach Abschluss der BaumafRnahme nicht den durch das StMELF
vorgegebenen Standards insbesondere hinsichtlich Betriebssicherheit und ganzjahriger
Nutzbarkeit entspricht,

InfrastrukturmaRnahmen mit Gberoértlicher Verkehrsbedeutung sowie innerhalb vorhandener
oder geplanter Siedlungs- und Industriegebiete (ausgenommen sind Holzlagerplatze mit
notwendigen Anlagen),

eigenstandige Ful-, Rad- und Reitwege,

GemeindeverbindungsstrafRen, Ortsstral’en und weitere, in ihrer Verkehrsbedeutung
héherwertigere Klassen an Strafien,

MaRnahmen zur Unterhaltung von forstwirtschaftlicher Infrastruktur und der dazugehdérigen
notwendigen Anlagen,

Vorhaben nach den Nrn. 2.1.1 und 2.1.2, die zu einer Wegedichte von
schwerlastbefahrbaren Forstwegen Uber 45 Laufmeter/Hektar Waldflache im
ErschlieRungsgebiet fuhren oder die bereits eine Wegedichte von schwerlastbefahrbaren
Forstwegen Uber 45 Laufmeter/Hektar Waldflache im ErschlieBungsgebiet aufweisen
(Ausnahmen kénnen im Einzelfall durch das StMELF genehmigt werden) sowie

Projekte, die aus forstwirtschaftlicher Sicht unwirtschaftlich sind; Ausnahmen kénnen durch
das StMELF genehmigt werden, sofern im Einzelfall ein erhebliches 6ffentliches Interesse an
einem Projekt besteht (z. B. weil durch dieses begriindete besondere Belange des Boden-,
Wasser- oder Naturschutzes berlcksichtigt werden oder weil durch dieses die
Schutzwaldpflege und -sanierung, eine zielgemale Bewirtschaftung von Wald in besonderen
historischen Betriebsformen, ein aufgrund von Klimaveranderungen notwendiger Waldumbau
oder eine Wiederaufforstung nach Schadereignissen ermaoglicht wird).
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Nicht forderfahige Flachenanteile

'Nicht forderfahig ist die Erschlieung von Flachen
— aulerhalb Bayerns,

— des Bundes,

— der Lander,

— juristischer Personen des Privatrechts, deren Kapitalvermdgen sich zu mindestens 25 % in
den Handen des Bundes oder der Lander befindet,

— die den Eigentimerinnen und Eigentimern oder Besitzerinnen und Besitzern zum Zwecke
des Naturschutzes unentgeltlich Gbertragen worden sind,

— die sich im Eigentum oder Besitz eines Unternehmens in Schwierigkeiten im Sinne von
Randnummer 35 Abs. 15 der Rahmenregelung der Europaischen Union flr staatliche
Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in landlichen Gebieten in der jeweils gliltigen
Fassung befinden,

— deren Eigentimerinnen und Eigentiimer oder Besitzerinnen und Besitzer, im Sinn von
Randnummer 27 der Rahmenregelung der Europaischen Union fir staatliche Beihilfen im
Agrar- und Forstsektor und in I&ndlichen Gebieten in der jeweils gliltigen Fassung, eine durch
Kommissionsbeschluss flir mit dem Binnenmarkt nicht vereinbar erklarte Beihilfe erhalten
haben, die noch nicht vollumfanglich erstattet wurde sowie

— fur die keine Beteiligtenerklarung unterzeichnet wurde.

2Soweit eine WalderschlieBungswirkung fiir diese nicht forderfahigen Grundstiicke vorliegt, sind

bei Vorhaben in Gemengelage die nicht férderfahigen Grundstlicke anteilig in Abzug zu bringen.
3Férderfahig sind jedoch die Zufahrt/Uberfahrt und damit zusammenhangende MalRnahmen auf

nicht férderfahigen Grundsticken, wenn fur diese Grundstiicke keine WalderschlieSungswirkung
durch das geplante Projekt vorliegt oder sie bereits anderweitig ausreichend erschlossen sind.

Forderunschadliche MalRnahmen

'In begriindeten Ausnahmefallen konnen Befestigungen von Steilstlicken mit Asphalt, Beton oder
Pflasterdecken zur Vermeidung von Erosionsschaden durchgefiihrt werden. 2Die anteiligen
Ausgaben sind nicht forderfahig.

Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger

Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger sind die Antragsberechtigten.
Antragsberechtige

'Antragsberechtigt sind die

— Eigentimerinnen und Eigentiumer sowie Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter
forstwirtschaftlich genutzter Flachen und

— anerkannten forstwirtschaftlichen Zusammenschliisse.

2Die Zuwendungsempfangerin bzw. der Zuwendungsempfanger muss entweder selbst
Eigentimerin bzw. Eigentimer der begunstigten Flachen sein oder eine schriftliche
Einverstandniserklarung aller Eigentimerinnen und Eigentiimer vorlegen.

'Antragsberechtige Trager einer gemeinschaftlichen ErschlieBungsmafnahme kénnen sein:

— Eigentimerinnen und Eigentiimer sowie Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter
forstwirtschaftlich genutzter Flachen,

— projektbezogene Gemeinschaften (z. B. Wegebauvereine), wenn sie satzungsgemaf dazu
geeignet sind,

— Jagdgenossenschaften,

— kommunale und sonstige Kérperschaften oder Anstalten des 6ffentlichen Rechts,
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— anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschlisse und
— Teilnehmergemeinschaften im Rahmen einer Waldflur- oder Flurbereinigung.

2MaRnahmentragerinnen und -trédger sowie Antragstellende, die nicht Eigentiimerin bzw.
Eigentimer der beglnstigten Flache sind, werden nur mit schriftlicher Beteiligtenerklarung der
Eigentimerin bzw. des Eigentiimers gefordert.

Nicht Antragsberechtigte
Nicht antragsberechtigt sind
— der Bund,

— die Lander,

— die Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter forstwirtschaftlich genutzter Flachen des Bundes
und der Lander sowie

— juristische Personen, deren Kapitalvermdgen sich zu mindestens 25 % in den Handen des
Bundes oder der Lander befindet.
Zuwendungsvoraussetzungen

1Eine Forderung ist nur maoglich, wenn das Projekt nicht als Folge von VerstoRRen gegen
gesetzliche Vorschriften ausgel6dst worden ist oder nicht im Zusammenhang mit behdérdlichen
Auflagen aus einem anderen Verwaltungsakt steht. 2Es kdnnen nur Projekte geférdert werden,
die nach den Grundlagen und Baustandards des Regelwerks der Deutschen Vereinigung fur
Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. (DWA), den verbindlich ergadnzenden Vorgaben und
Merkblattern sowie den Regelquerschnitten des StMELF in der jeweils glltigen Fassung
projektiert und ausgeflihrt werden. 3Fir alle forstlichen InfrastrukturmaRnahmen nach den

Nrn. 2.1.1 und 2.1.2 gilt, dass ausschlief3lich nur ungebrauchte, nattirliche Gesteinskérnungen
sowie die Primarbaustoffe Boden und Fels zugelassen sind.

Art und Umfang der Zuwendung

Art der Férderung

Die Forderung wird im Wege einer Projektférderung gewahrt, sie erfolgt als Anteilfinanzierung.
Zuwendungsfahige Ausgaben bzw. nicht zuwendungsfahige Ausgaben

Zuwendungsfahige Ausgaben sind:

— nachgewiesene Bauausgaben, Ausgaben fiir Planung, Voruntersuchung, Vorbereiten der
Vergabe und Mitwirken bei der Vergabe, Bauliberwachung und Baunebenkosten nach Abzug
der nicht zuwendungsfahigen Ausgaben nach Nr. 5.2.2,

— Ausgaben fir die Baugrunderkundung,

— Ausgaben fiir die Miete bzw. Pacht von geeigneten Flachen fir den Neu- oder Ausbau von
Holzlagerplatzen inklusive erforderlicher Zufahrten (wahrend der funfjahrigen Bindefrist),

— Ausgaben fir Vermessungsarbeiten, soweit sie fir die Grundlagenermittlung/Planung
notwendig sind (z. B. Feststellen der Grundstiicksgrenzen),

— Ausgaben fiir die Vermessung und Abmarkung der forstlichen Infrastruktur,

— Ausgaben fiir die Wiederherstellung von Grundstiicksgrenzen, soweit dies im
Zusammenhang mit einer Malinahme im Rahmen dieser Forderrichtlinie erforderlich ist,

— Ausgaben zur dinglichen Absicherung von Dienstbarkeiten oder zur Sicherung der
Benutzungs- und Durchfahrtsrechte (z. B. Notarleistungen und Grundbucheintragungen im
Rahmen von Sammeleintragungen),

— Ausgaben fiir behérdliche Genehmigungsverfahren,
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Ausgaben zur Erflllung von fachlichen Vorgaben und Auflagen,

Ausgaben fur die Wiederherstellung der durch den Baustellenverkehr beschadigten An- und
Abfahrtswege,

Eigenleistungen der Antragstellerin oder des Antragstellers und der beteiligten
Grundstuickbesitzerinnen und Grundbesitzer einschliellich Familienangehériger sowie ihrer
Arbeitskréafte (gegen geeigneten Nachweis sind bis zu 80 % der Ausgaben, die sich bei der
Vergabe der Arbeiten an Unternehmen ergeben wirden, férderfahig; das StMELF kann
pauschale Kostensatze oder Richtwerte festlegen),

Eigenleistungen der Antragstellerin oder des Antragstellers, von deren oder dessen
Fachpersonal oder von Beauftragten und von fachlich qualifizierten Beteiligten in den
Bereichen Grundlagenermittlung, Planung einschlief3lich Abstecken und sonstiger
vermessungstechnischer Leistungen, Bauentwurfsfertigung, Vorbereitung der Vergabe und
Mitwirkung bei der Vergabe sowie forstfachliche Bauleitung (diese Leistungen sind bis zur
Hohe der Kostensatze der Bayerischen Forstverwaltung zuwendungsfahig, wenn die oder
der Leistungserbringende aufgrund Ausbildung und Ausstattung die beschriebenen
Tétigkeiten durchflihren kann und sie ohne Unterstiitzung des staatlichen forstfachlichen
Personals erbringt),

Sachleistungen der Antragstellerin oder des Antragstellers und von beteiligten
Grundstucksbesitzerinnen und Grundstuicksbesitzern gegen geeigneten Nachweis
(Sachleistungen sind férderfahig bis zu 80 % des angemessenen Marktwertes ohne
Umsatzsteuer; das StIMELF kann pauschale Kostensatze oder Richtwerte festlegen),

Ausgaben fir notwendige Voruntersuchungen, Gutachten und Studien bei
ErschlieBungsvorhaben, die aus fachlichen Griinden oder wegen behérdlicher
Anforderungen erforderlich sind, einschliellich der Ausgaben zur Begutachtung
landschaftsdkologischer Auswirkungen und der dazu notwendigen Ingenieurs- und
Gutachterkosten, soweit das Projekt zur Durchfiihrung kommt. Soweit das
ErschlieBungsvorhaben aufgrund der Ergebnisse der Voruntersuchungen, Gutachten und
Studien, von Seiten der zustandigen Stellen abgelehnt wird oder aufgrund der daraus
folgenden Anforderungen oder aus wirtschaftlichen Griinden nicht zur Ausfiihrung kommt
(Projektierungskosten ohne Folgeprojekt), sind diese Ausgaben gesondert férderfahig. In
solchen Fallen wird ausschlieRlich eine Grundférderung in Hohe von 70 % der
zuwendungsfahigen Ausgaben als De-minimis-Beihilfe (Gewerbe) gewahrt.

Nicht zuwendungsfahige Ausgaben sind:

Preisnachlasse, sonstige Verginstigungen in Form von Sachspenden und Skonti,
unabhangig davon, ob sie in Anspruch genommen wurden oder nicht,

die Umsatzsteuer,

Ausgaben flir den Trassenaufhieb (der Trassenaufhieb umfasst das Aufarbeiten und Ricken
des verwertbaren Holzes sowie das Herstellen von Hackschnitzeln zu Verwertungszwecken),

Ausgaben fiir die Ubernahme von Tragerschaften,

Ausgaben fir Grundstiicksgeschafte z. B. in Form von Grundstiicksankaufen,
Grundstiickspacht (ausgenommen sind Ausgaben fiir die Miete bzw. Pacht von geeigneten
Flachen fur Holzlagerplatze inklusive erforderlicher Zufahrten gemaf Nr. 5.2.1),

Ausgaben fir Ausgleichs- oder Ersatzmalinahmen,

Entschadigungszahlungen an Grundeigentimerinnen und Grundeigentiimer
(z. B. Benutzungsentgelte) und

Ausgaben bzw. Ausgabenanteile, die Flachenanteilen oder Positionen in einem
ErschlieBungsgebiet im Sinne der Nrn. 2.3 oder 2.4 anteilig zuzurechnen sind.
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Hohe der Zuwendung

'Die Grundférderung betragt grundsatzlich 70 % der zuwendungsfahigen Ausgaben. 2Die
Zuwendung wird in Prozent der forderfahigen Kosten von der Bewilligungsbehérde bemessen
und festgesetzt. 3Der gesamte Prozentsatz der Zuwendung wird durch Summenbildung der
Grundférderung mit den in Nr. 5.3.6 genannten Zuschlagen gebildet. “Beim Neu- oder Ausbau
von separaten Holzlagerplatzen einschliellich der erforderlichen Zufahrten gemaf Nr. 2.1.1
betragt die Grundférderung 80 % und bei der Grundinstandsetzung von separaten
Holzlagerplatzen einschlie3lich der Zufahrten geman Nr. 2.1.2 betragt die Grundférderung 70 %
der zuwendungsfahigen Ausgaben, wenn aus organisatorischen oder betrieblichen Grinden kein
abgegrenztes Walderschliefungsgebiet fur das Projekt ausgewiesen wurde. °Es werden in
diesen Fallen keine Zuschlage gewahrt. ®Die Grofte und Ausfiihrung des Holzlagerplatzes muss
dabei in einem forstfachlich angemessenen Verhaltnis zur Waldflache stehen.

Treffen die Flachenzuschlage fir

— ErschlieBungsflachen im ,Alpenraum® nach LEP,

— ErschlieBungsflachen des Bergwaldes ab 800 Meter Giber Normalnuill,
— Schutzwaldflachen nach Art. 10 Abs. 1 BayWaldG und

— den Reliefzuschlag fir Erschliefungsflachen in den forstlichen Wuchsgebieten
2 ,Spessart-Odenwald®, 3 ,Rhon*, 8 ,Frankenwald, Fichtelgebirge, Steinwald®,
10 ,Oberpfalzer Wald“ und 11 ,Bayerischer Wald*“

nur fur Teilbereiche des ErschlieBungsgebiets zu, ist dies bei der Zuschlagsbemessung fur das
Gesamtprojekt auf Grundlage der ErschlieRungsflache anteilig zu beriicksichtigen.

1Ein Anreizflachenzuschlag wird fiir das gesamte forderfahige ErschlieBungsgebiet gewahrt,
wenn die Bestande im ErschlieRungsgebiet aufgrund des Klimawandels zu mehr als 50 % als
umbau- bzw. pflegedringlich einzustufen sind. 2Fiir die gutachterliche Feststellung der

Umbau- bzw. Pflegedringlichkeit durch die Bewilligungsbehodrde sind ausschlielich forderfahige
Flachenanteile im ErschlieBungsgebiet heranzuziehen.

Soweit fir einen ErschlieBungsflachenanteil oder fir die gesamte Erschlieungsflache mehrere
Flachenzuschlagsmerkmale nach den Nrn. 5.3.2 und 5.3.3 zutreffen, darf dieser Flache nur ein
Flachenzuschlag zugerechnet werden.

Der Projektzuschlag ist mit jedem beliebigen Flachenzuschlag kombinierbar.

Die Zuschlage werden in folgender Héhe gewahrt:

Zuschlagsbeschreibung® Zuschlag"
Projektzuschlag
Projektzuschlag fur schwierige Bis zu 10 %

Projektbedingungen (insbesondere Anzahl
der beteiligten Waldbesitzerinnen und
Waldbesitzer) und fiir kostenerhéhende
Projektauflagen

fur das gesamte ErschlieBungsgebiet bei
MaRnahmen nach den Nrn. 2.1.1 und 2.1.2
sowie pauschal 10 %

fur Grundinstandsetzungen nach Nr. 2.1.2.1
infolge Starkregenereignissen

Flachenzuschlage

Zuschlag fur im ErschlieBungsgebiet liegende
ErschlieBungsflachen im ,Alpenraum® nach
LEP oder ErschlieSungsflachen im Bergwald
ab 800 Meter iber Normalnull oder
Schutzwaldflachen nach Art. 10 Abs. 1
BayWaldG

20 %

fir den zutreffenden
ErschlieBungsflachenanteil bei Mallnahmen
nach den Nrn. 2.1.1 und 2.1.2

Anreizflachenzuschlag

soweit im ErschlieBungsgebiet zu mehr als
50 % wegen Klimawandels umbau- bzw.
pflegedringliche Besténde stocken

10 %
fur das gesamte ErschlieBungsgebiet bei
MaRnahmen nach den Nrn. 2.1.1 und 2.1.2
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5.3.7

5.3.8

5.3.9

6.2

Zuschlagsbeschreibung®” Zuschlag"

Flachenzuschlage

Reliefzuschlag 10 %

fur ErschlieBungsflachen in den forstlichen fur den zutreffenden

Wuchsgebieten 2 ,Spessart-Odenwald®, ErschlieRungsflachenanteil bei MalRnahmen
3 ,Rhdn“, 8 ,Frankenwald, Fichtelgebirge, nach den Nrn. 2.1.1 und 2.1.2

Steinwald®, 10 ,,Oberpfalzer Wald“ und
11 ,Bayerischer Wald*

Forderhdchstsatz bei Kombination von Projekt- und Flachenzuschlag: 90 %"

' Vgl. dazu Nr. 5.3.1 sowie die Férderobergrenze gemaR Nr. 5.3.7.

Prosperitatsregelung

'Betriebe mit Forstbetriebsflachen von mehr als 1 000 Hektar in Bayern erhalten als Zuwendung
nur 60 % der Grundférderung und 60 % der jeweiligen Zuschlage fir diese Flachen, auch wenn
die MaRnahme als Gemeinschaftsprojekt durchgefiihrt wird. 2Dies gilt nicht, wenn altrechtliche
Waldkorporationen und Waldgenossenschaften Anteile an Betrieben in Bayern mit
Forstbetriebsflachen von mehr als 1 000 Hektar haben 3Dies gilt auch nicht beim Aus- oder
Neubau von separaten Holzlagerplatzen ohne abgegrenztes ErschlieBungsgebiet sowie fir die
Wiederherstellung von forstlicher Infrastruktur gemafR Nr. 2.1.2.1 infolge von
Starkregenereignissen. “Hier gilt der Férderhochstsatz von 80 %. 5Eine Reduktion der Forderung
erfolgt bei Betrieben mit Forstbetriebsflachen in Bayern von mehr als 1 000 Hektar auch nicht bei
Projektierungskosten ohne Folgenprojekt nach Nr. 5.2.1 Satz 2 und 3.

Bagatellgrenze

1Antrage auf Projekte, deren Gesamtsumme der zuwendungsfahigen Ausgaben unter 3 000 € je
Antrag (Bagatellgrenze) liegen, sind grundsatzlich nicht forderfahig. 2In begriindeten Einzelfallen
kann das StMELF einer Abweichung von der Bagatellgrenze zustimmen.

Mehrfachférderung

Die gleichzeitige Inanspruchnahme von Zuwendungen aus verschiedenen Férderprogrammen
ist nur zulassig, wenn mit der Férderung unterschiedliche Zwecke verfolgt werden oder hierauf
ein Rechtsanspruch besteht. 2Beim Einsatz anderer staatlicher Mittel (inklusive Mittel des Bundes
und der EU) darf die Gesamtsumme der Zuschisse 90 % der zuwendungsfahigen Ausgaben
nicht Uberschreiten.

Verfahren

Bewilligungsbehdrde

Bewilligungsbehdrde ist das o6rtlich zustéandige Amt fir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten (AELF).

Grundlagenermittlung

'Bei geplanten MalBnahmen zur Forderung der forstlichen Infrastruktur berat das zustandige
AELF potenzielle Antragstellerinnen bzw. Antragsteller und nimmt an Besprechungen und
Ortsterminen mit betroffenen Tragern offentlicher Belange teil. 2Die Antragstellerin bzw. der
Antragsteller holt die erforderlichen Stellungnahmen und 6ffentlich-rechtliche Erlaubnisse der
Trager offentlicher Belange ein. 3Insbesondere sind folgende Trager o6ffentlicher Belange bei
ErschlieBungsvorhaben zu beteiligen:

— das Amt flr Landliche Entwicklung bei Zufahrtswegen und Forstwegen,
— die zustandige Gemeinde, soweit diese nicht selbst Antragstellerin ist,

— die jeweils zustandige Naturschutzbehorde, wenn Belange des Naturschutzes berihrt
werden (z. B. Natura 2000-Flachen, Schutzgebiete, geschitzte Biotope),
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6.3

6.4

— das Wasserwirtschaftsamt, wenn wasserwirtschaftliche Belange berlhrt werden (z. B. bei
Projekten im Einzugsbereich von Wildbachen),

— das Landesamt fur Umwelt bei zu erwartenden oder bekannten Georisiken im Projektbereich
(z. B. Geogefahren laut Gefahrenhinweiskarte),

— die StralBenbaubehdrde bei Einmindungen der geplanten forstlichen InfrastrukturmaRnahme
in Offentliche Strallen,

— die Kreisverwaltungsbehdrde bei baurechtlichen und wasserrechtlichen Zustandigkeiten,

— die héhere Landesplanungsbehoérde, wenn das Vorhaben in den Zonen B oder C des
Alpenplans im Sinne des LEP liegt,

— das Landesamt fiir Denkmalpflege, falls Boden- oder Baudenkmaler von der geplanten
forstlichen Infrastrukturmafnahme betroffen sind und

— die zustandigen Stellen der Betreiber von Ver- und Entsorgungsanlagen, soweit erforderlich.

4Den Tragern offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung beriihrt wird, ist
eine Erlauterung des Bauvorhabens (Erlauterungsbericht) mit Lageplan (inklusive Flurkarte),
Ubersichtslageplan (Topographische Karte) und Regelquerschnitt zuzuleiten. 5Die
Stellungnahmen der beteiligten Trager 6ffentlicher Belange werden Bestandteil des Bauentwurfs
und sind von der Bauentwurfsfertigerin bzw. vom Bauentwurfsfertiger in der Planung zu
berlicksichtigen. ¢Sie finden, soweit einschlagig, auch Eingang in die Leistungsbeschreibung und
sind bei der Bauausfiihrung zu beachten. "Von Auflagen der Fachbehdérden darf ohne deren
Einverstandnis nicht abgewichen werden. 8Bei Riickewegen, Grundinstandsetzungsmaflnahmen
und bei separat geférderten MaRnahmen (Anlagen, Bauwerke, Zubehoér und Holzlagerplatze)
sind die oben genannten Trager offentlicher Belange nur insoweit zu beteiligen, als dies rechtlich
geboten und fachlich notwendig ist oder deren Zustandigkeitsbereiche unmittelbar betroffen sind.
9Durch die zusténdige Untere Forstbehdrde am AELF ist ferner die Zulassigkeit der MaBnahme
gemal Art. 9 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit Art. 10 BayWaldG zu bewerten und, soweit
einschlagig, die zustandige Ansprechpartnerin bzw. der zustandige Ansprechpartner des AELF
fur Natura 2000 zu beteiligen. '°Die zustandige Wegebauberaterin bzw. der zustandige
Wegebauberater unterstiitzt das AELF im Innenverhaltnis.

Antragstellung

1Zuwendungen werden nur auf schriftlichen Antrag gewahrt. 2Die Antrage sind vor Beginn der
MaRnahme bei der zustandigen Bewilligungsbehoérde auf den jeweils aktuell gultigen
Antragsformularen einzureichen. 3Pro ErschlieBungsgebiet und pro Mafinahme nach Nr. 2.1 ist
ein gesonderter Antrag zu stellen. “Dem Antrag sind beizufligen:

— ein vom StMELF fir die jeweilige MaRnahme vorgeschriebener Bauentwurf mit den
erforderlichen Anlagen und

— Erklarungen zur kontrafaktischen Fallkonstellation, sofern es sich bei der bzw. dem
Antragstellenden oder bei Beteiligten um grofle Unternehmen im Sinne des Art. 2 Nr. 26 der
Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission handelt.

Antragspriifung

'Die Bewilligungsbehorde prift den Antrag, grenzt ggf. Flachenanteile mit erhohten Zuschlagen
ab und setzt die forderfahigen Flachen (ErschlieBungsflache, Zuschlagsflachen) sowie einen
eventuellen Projektzuschlag fest. 2Bei grofien Unternehmen bezieht sich die Priifung auch auf
die grundsatzliche Forderfahigkeit auf Grundlage der Regelungen der Randnummern 72 bis 75
sowie 95 bis 97 der Rahmenregelung der Europaischen Union fiir staatliche Beihilfen im

Agrar- und Forstsektor und in landlichen Gebieten in der jeweils giiltigen Fassung. 3Ab einem im
Finanzierungsplan veranschlagten Zuwendungsbetrag von 10 000 € und mehr oder bei der
Gewahrung eines Zuschlags nach Nr. 5.3.6 fiihrt die Bewilligungsbehdrde (Priferin oder Prifer
des Bauentwurfs) einen Ortsbegang durch und dokumentiert die Ergebnisse in einem Protokoll.
4Unvollstandige oder unzureichend erstellte Antradge und Antragsunterlagen sind der
Antragstellerin bzw. dem Antragsteller unter Fristsetzung zur Vervollstandigung zurtickzugeben.
5Soweit die Vervollstandigung nicht oder nicht fristgerecht erfolgt, sind Antrédge abzulehnen.
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6.5

6.6

6.7

6.8

6.9

Mafnahmenbeginn

Mit der MaRnahme darf erst begonnen werden, wenn ein Bewilligungsbescheid vorliegt. 2Dies
gilt nicht bei Gefahr im Verzug, wenn bei der zustandigen Bewilligungsbehoérde unverzuglich
nach Mafnahmenbeginn ein entsprechender Antrag eingereicht wird. 3Der Trassenaufhieb zahlt
nicht als MaBnahmenbeginn. Bei Baumalnahmen gelten unter anderem Planung und
Baugrunduntersuchung nicht als MaRnahmenbeginn (vgl. VV Nr. 1.3.1 zu Art. 44 BayHO). 5Bei
der Forderung des Aus- oder Neubaus von Holzlagerplatzen einschlief3lich der erforderlichen
Zufahrten ist ein bereits bestehendes Miet- oder Pachtverhaltnis nicht als MalRnahmenbeginn zu
sehen.

Verlangerung des Malinahmenzeitraums

Wird eine Mallinahme nicht bis zu dem im Bewilligungsbescheid angegebenen Verfallstag
fertiggestellt, kann vor Fristablauf ein Antrag auf Verlangerung der Giiltigkeit der Bewilligung
gestellt werden.

Vergabe, Baubeginnanzeige

Nach Bewilligung hat die Antragstellerin bzw. der Antragsteller der Bewilligungsbehérde die
ordnungsgemale Vergabe, Preiserkundung oder den Direktauftrag zeitnah nach deren
Abschluss, spatestens mit dem ersten (Teil-)Abruf der Zuwendung nachzuweisen. 2Die
Baubeginnanzeige ist nicht erforderlich, wenn eine Vertreterin bzw. ein Vertreter des AELF die
forstfachliche Bauleitung austibt.

Baustandsbericht und Verwendungsnachweis

Teilabrufe der Zuwendung fiir erbrachte Leistungen sind moglich. 2Die Antragstellerin bzw. der
Antragsteller hat die ordnungsgemafle Verwendung der Fordermittel gegenuber der
Bewilligungsbehdrde mittels des Vordrucks ,Zuschussabruf mit
Baustandsbericht/Verwendungsnachweis“ und der angefallenen Rechnungen (ggf. auch als
Kopie) anzuzeigen. 3Erganzend zu Nr. 6.1.4 ANBest-P und Nr. 6.3.2 ANBest-K gilt, dass fiir den
Nachweis der Verwendung der Mittel elektronische Belege Originalbelegen gleichgestellt sind.
4Mit dem Zuschussabruf sind ebenfalls das Baurechnungsbuch und Belege Uber Eigenleistungen
sowie auf Anforderung der Bewilligungsbehdrde weitere begriindende Unterlagen vorzulegen.

Wesentliche Anderungen an den Bewilligungsgrundlagen, Abstimmungsverfahren

1Eventuell notwendig werdende wesentliche Abweichungen vom festgesetzten Bauentwurf bzw.
von der letzten genehmigten Anderung miissen grundsétzlich vor Ausfiihrung von der
Bewilligungsbehdérde genehmigt werden, unabhangig davon, ob es zu einer Veranderung der
zuwendungsfahigen Ausgaben kommt. 2Die vorausgehende Anzeige und Genehmigung von
wesentlichen Anderungen im Rahmen der Bewilligungsgrundlage ist immer erforderlich, wenn

— es sich um neue, bisher nicht genehmigte Positionen handelt,

— Abweichungen von den im festgesetzten Bauentwurf festgelegten Baustandards oder
(Bau-)Materialien erfolgen sollen (die bautechnisch notwendige Anderung der
KorngréRenverteilung von Gesteinskdrnungen in einer genehmigten Position ist keine
wesentliche Anderung) oder

— sich die Lage oder die Lange des geplanten Weges oder das Erschlielungsgebiet wesentlich
verandert.

3Soweit eine Vertreterin bzw. ein Vertreter des AELF die forstfachliche Bauleitung austibt, ersetzt
ein Abstimmungsverfahren die sonst erforderliche Genehmigung unvorhersehbar notwendiger
Anderungen und zusétzlich notwendiger Mainahmen. “Die staatliche forstfachliche Bauleitung ist
verpflichtet, sich bei wesentlichen Anderungen unverziglich mit der Antragstellerin bzw. dem
Antragsteller und der Bewilligungsbehdrde (in der Regel mit der zustandigen Bereichs- oder
Abteilungsleitung) abzustimmen. ®Inhalt dieser Abstimmung ist auch die Entscheidung, ob die
MaBnahme foérderfahig oder lediglich zuldssig (forderunschadlich) ist. Das
Abstimmungsverfahren ist entsprechend der durch das StMELF vorgegebenen Form
durchzufiihren. "Das Ergebnis ist vom zustandigen Leitungsdienst zu protokollieren.
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6.10

6.11

6.12

6.13

6.14

Unwesentliche Anderungen an den Bewilligungsgrundlagen

Unwesentliche Anderungen (nicht unter Nr. 6.9 fallenden Anderungen und Veranderungen der
Baukosten gegeniber der letzten Bewilligung bis maximal 20 % der festgesetzten
Gesamtausgaben inklusive Umsatzsteuer) werden mit dem nachsten Baustandsbericht oder
Verwendungsnachweis angezeigt und gelten damit als beantragt.

Férderung von Mehrkosten

'Die Antragstellerin bzw. der Antragsteller hat die Nachférderung vor Ausfiihrung der
notwendigen MaRnahmen zu beantragen. 2Bei unwesentlichen Anderungen erfolgt eine
Beantragung im Rahmen des nachsten Baustandsberichts oder Verwendungsnachweises. 3Der
Antrag entfallt, soweit bereits ein Abstimmungsverfahren bei der staatlichen forstfachlichen
Bauleitung stattgefunden hat und die Anderung bereits durch die Bewilligungsstelle genehmigt
wurde. 4Zusatzliche Leistungen mit Kostensteigerung kénnen nur als forderfahig anerkannt
werden, wenn sie auch bei Veranschlagung im urspriinglichen, fir verbindlich erklarten
Finanzierungsplan gefdérdert worden waren, die zuséatzlichen Leistungen unvorhersehbar waren
und zur Erreichung des Zuwendungszieles notwendig sind.

Auszahlung der Férdermittel

Voraussetzung fir die Auszahlung ist das Vorliegen des Vordrucks ,Zuschussabruf mit
Baustandsbericht/Verwendungsnachweis® einschlief3lich der in Nr. 6.8 geforderten Unterlagen.
2Die Bewilligungsbehorde legt die Hohe der zur Auszahlung freizugebenden Zuwendung auf
Grundlage des Prifergebnisses fest. 3Jede FordermaRnahme ist durch den zustandigen
Prifdienst mindestens einmal vor Ort abzunehmen. 4Der Zuwendungsbetrag wird auf volle Euro
abgerundet. 5Die Zuwendung wird durch die zustandige Behdrde auf die im
Verwendungsnachweis/Zuschussabruf angegebene Bankverbindung ausgezahlt.

Sanktionierung

'Wird festgestellt, dass die oder der Antragstellende vorsatzlich oder grob fahrlassig falsche
Angaben gemacht hat, werden die Férdermittel vollstandig zuriickgefordert. 2Dariiber hinaus
werden Antragstellende, die bezliglich der Férdervoraussetzungen vorsatzlich falsche Angaben
gemacht haben, fir das Kalenderjahr, in dem der VerstoR festgestellt wird und fiir das folgende
Jahr von jeder weiteren Forderung nach dieser Richtlinie ausgeschlossen.

Subventionsbetrug

'Die Zuwendungen nach dieser Richtlinie sind Subventionen im Sinn des § 264 des
Strafgesetzbuchs (StGB) in Verbindung mit Art. 1 des Bayerischen
Strafrechtsausfiihrungsgesetzes (BayStrAG). 2Subventionserhebliche Tatsachen im Sinn von
§ 264 Abs. 8 StGB und § 2 des Subventionsgesetzes (SubvG) sind insbesondere

— die Angaben im Antrag einschlieRlich der Anlagen,
— die Angaben in Zuschussabrufen und im Verwendungsnachweis,
— die Angaben in Belegen,

— die Sachverhalte, die Mitteilungspflichten nach Nr. 5 ANBest-P bzw. ANBest-K begriinden,
und

— die Tatsachen, von denen gemaf’ der Nrn. 8.1 bis 8.3 ANBest-P bzw. ANBest-K die
Riickzahlung der Zuwendung abhangig ist.

2Bei Verdacht auf Subventionsbetrug erfolgt eine Mitteilung an die zustandige
Staatsanwaltschaft.

Sonstige Bestimmungen

Bindefrist

'Die zeitliche Bindung des Zuwendungszwecks nach VV Nr. 4.2.3 zu Art. 44 BayHO und
samtliche sonstige mit der Mallnahme verbundene Verpflichtungen enden fiinf Jahre nach
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endglltiger Abnahme durch die zustandige Bewilligungsbehorde. 2Bei Antragen fiir
zuwendungsfahige Ausgaben gem. Nr. 5.2.1 Satz 2 gilt keine Bindefrist.

7.2 Verzicht auf Ruckforderungen
Von einer Riickforderung kann grundsatzlich abgesehen werden, wenn

— die MalRnahme aufgrund héherer Gewalt (Sturm, Hochwasser, Erdrutsche etc.) vernichtet
wurde oder

— der Antragstellerin bzw. dem Antragsteller nachweislich eine erneute Investition in die
Férdermalinahme wirtschaftlich nicht mehr zuzumuten ist und sie oder er fir das
Nichterreichen des Férderzieles nicht verantwortlich ist (z. B. unvorhersehbare geologische
Untergrundbedingungen in Form von Quellen oder FlieRboden).

2Die Entscheidung obliegt der Bewilligungsbehorde.
7.3 Evaluierung

Das StMELF fuhrt einen regelmafigen Austausch mit den mit dem Foérdervollzug befassten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern an den Amtern fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten
durch und bindet Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger bzw. ihre
Vertretungen in die laufende Evaluierung der Richtlinie ein.

8. Schlussbestimmungen

'Diese Bekanntmachung tritt zum 1. Januar 2021 in Kraft. 2Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember
2023 auler Kraft.

Hubert Bittimayer
Ministerialdirektor

Impressum

Herausgeber:

Bayerische Staatskanzlei, Franz-Josef-StrauR-Ring 1, 80539 Miinchen

Postanschrift: Postfach 220011, 80535 Miinchen

Telefon: +49 (0)89 2165-0, E-Mail: direkt@bayern.de

Technische Umsetzung:

Bayerische Staatsbibliothek, Ludwigstralte 16, 80539 Miinchen

Druck:

Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech, Hindenburgring 12, 86899 Landsberg am Lech

Telefon: +49 (0)8191 126-725, Telefax: +49 (0)8191 126-855, E-Mail: druckerei.betrieb@)jva-Il.bayern.de

ISSN 2627-3411

Erscheinungshinweis / Bezugsbedingungen:

Das Bayerische Ministerialblatt (BayMBI.) erscheint nach Bedarf, regelmaRiger Tag der Verdffentlichung ist Mittwoch. Es wird im Internet auf der
Verkiindungsplattform Bayern www.verkuendung.bayern.de veréffentlicht. Das dort eingestellte elektronische PDF/A-Dokument ist die amtlich verkiindete
Fassung. Die Verkiindungsplattform Bayern ist fir jedermann kostenfrei verfiigbar.

Ein Ausdruck der verkiindeten Amtsblatter kann bei der Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech gegen Entgelt bestellt werden. Nahere Angaben zu den
Bezugsbedingungen kénnen der Verkiindungsplattform Bayern enthnommen werden.

Seite 12 von 12



	Richtlinie für Zuwendungen zu Maßnahmen der Walderschließung im Rahmen eines forstlichen Förderprogramms (FORSTWEGR 2016) 
	1. Zweck der Zuwendung
	2. Gegenstand der Förderung
	2.1 Förderfähige Maßnahmen 
	2.1.1 Neu- und Ausbau von forstlicher Infrastruktur 
	2.1.1.1 
	2.1.1.2 
	2.1.1.3 
	2.1.1.4 

	2.1.2 Grundinstandsetzung forstlicher Infrastruktur 
	2.1.2.1 
	2.1.2.2 
	2.1.2.3 

	2.1.3 

	2.2 Nicht förderfähige Maßnahmen 
	2.3 Nicht förderfähige Flächenanteile 
	2.4 Förderunschädliche Maßnahmen 

	3. Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger
	3.1 Antragsberechtige
	3.1.1 
	3.1.2 

	3.2 Nicht Antragsberechtigte 

	4. Zuwendungsvoraussetzungen
	5. Art und Umfang der Zuwendung
	5.1 Art der Förderung 
	5.2 Zuwendungsfähige Ausgaben bzw. nicht zuwendungsfähige Ausgaben 
	5.2.1 
	5.2.2 

	5.3 Höhe der Zuwendung 
	5.3.1 
	5.3.2 
	5.3.3 
	5.3.4 
	5.3.5 
	5.3.6 
	5.3.7 Prosperitätsregelung 
	5.3.8 Bagatellgrenze 
	5.3.9 Mehrfachförderung 


	6. Verfahren
	6.1 Bewilligungsbehörde 
	6.2 Grundlagenermittlung 
	6.3 Antragstellung 
	6.4 Antragsprüfung 
	6.5 Maßnahmenbeginn 
	6.6 Verlängerung des Maßnahmenzeitraums 
	6.7 Vergabe, Baubeginnanzeige 
	6.8 Baustandsbericht und Verwendungsnachweis 
	6.9 Wesentliche Änderungen an den Bewilligungsgrundlagen, Abstimmungsverfahren 
	6.10 Unwesentliche Änderungen an den Bewilligungsgrundlagen 
	6.11 Förderung von Mehrkosten 
	6.12 Auszahlung der Fördermittel 
	6.13 Sanktionierung 
	6.14 Subventionsbetrug 

	7. Sonstige Bestimmungen
	7.1 Bindefrist 
	7.2 Verzicht auf Rückforderungen 
	7.3 Evaluierung 

	8. Schlussbestimmungen

	Impressum 



